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DEUTS C H E R BUNDESTAG 


Beschluß 

In der Wahlanfeditungssache - AZ 124/49 - 

des Privatdetektivs Willy Zwick, Wiesbaden, Wellritzstraße 17, 

betr. die Anfechtung der Wahl zum ersten Deutschen Bundestag 
vom 14. August 1949 im Lande Hessen 

hat der Bundestag in seiner . . . Sitzung vom 

beschlossen: 

Der Einspruch des Privatdetektivs Willi Zwick, 
Wiesbaden, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
ersten Deutschen Bundestag im Lande Hessen 
wird zurückgewiesen. 

Tatbestand: 

Der Einsprechende hat mit Schreiben vom 18. September 1949, 
gerichtet an den Bundestag, die Wahl zum ersten Deutschen 
Bundestag angefochten. 

Zur Begründung hat er geltend gemacht, daß die Wahl inkorrekt 
ausgeüht worden sei „bezügliA der l nterlassung, die Bevölkerung 
W estdeutschlands über das, was vorgeht auf der Welt, in West- 
deutschland in experimentaler Verhinderung des wiederauflebenden 
Nazismus, Hitlerismus und somit verbundenen Kriege, aufzuklären”, 
ferner wegen des „Ealschspiels im Parteiengliederungenvereinigung, 
das sogenannte Parteikapern zu nazistische Zwecke und deren 
Häupterschacher nur bekannter, insgesamt mißliebiger Personen 
und so voi'geschobener Präsidenten, Buiidespräsidenten.” Schließlidi 
spricht er noch von den „stnnerzeit erforderlich werdenden Maß- 
nahmen zur Bändigung bzw. Ausrottung des Nazismus”. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat über die Frage der Zurechnungs- 
fähigkeit des Einspruchsführers Beweis erhoben durch Anfrage beim 
Vormundscliaftsge rieht Wiesbaden (Hl. 24b der Akten). 

In der öffentliclien, mündlichen V erhandlung vor dem Wahl- 
prüfungsaussdiuß ist der Einsprechende nicht erschienen und hat 
sich nicht vertreten lassen. 



Entscheidungsgründe : 


Das vom Einspruchsführer geltend gemachte Vorbringen stellt sich 
in Wirklichkeit als eine Sammlung von teils unsubstantiierten 
Behauptungen, teils unverständlichen Erklärungen dar. 

Für die vom Einsprechenden gerügte angeblich inkorrekte Aus- 
übung der Wahl zum erbten Deutschen Bundestag vom 1 4. August 
1949 hat er trotz Aufforderung weder substantiierte Behauptungen 
aufgestellt nodi Beweis angetreten. 

Was der Einspruchsführer sonst zur Begründung seiner Wahl- 
anfechtung vorbringt, ist völlig unsubstantiiert und unbegreiflich. 

Der Einspruch unterlag daher der Zurückweisung. 


Rechtsniittelbelehrung : 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes für das 
Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverfassungs- 
gericht binnen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter 
den im § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angegebenen 
\ oraussetzungen zulässig. 



